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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

   
   

1. UrhG: Bühnenmusik im Sprechtheaterstück 
Urteil vom 22.08.2022, Az: I ZR 107/21  

2. BGB, StVG: Begriff der Primärverletzung 
Urteil vom 26.07.2022, Az: VI ZR 58/21  

 

 
Urteile und Beschlüsse:

 
1. UrhG: Bühnenmusik im Sprechtheaterstück 

Urteil vom 22.08.2022, Az: I ZR 107/21 
a) Musik, die im Rahmen der bühnenmäßigen Aufführung eines Sprechtheaterstücks 
erklingt, wird als mit dem Sprachwerk verbundenes Werk im Sinne des § 19 Abs. 2 
Fall 2 UrhG bühnenmäßig aufgeführt, wenn sie integrierender, organischer Bestandteil 
des Spielgeschehens ist und nicht nur der bloßen Untermalung dient. Erforderlich ist 
ein enger innerer Zusammenhang zwischen Musik und Spielgeschehen, der vom Tat-
gericht im Einzelfall festgestellt werden muss. Fehlt es an diesem Zusammenhang, 
wird die Musik aus Anlass des Spielgeschehens im Sinne des § 19 Abs. 2 Fall 1 UrhG 
aufgeführt (Fortführung von BGH, Urteil vom 3. Juli 2008 - I ZR 204/05, GRUR 
2008, 1081 [juris Rn. 14] = WRP 2008, 1565 - Musical Starlights). 
 
b) Der für die Einstufung einer im Rahmen der bühnenmäßigen Aufführung eines 
Sprechtheaterstücks erklingenden Musik als integrierender, organischer Bestandteil 
des Spielgeschehens erforderliche enge innere Zusammenhang ist nicht schon deshalb 
gegeben, weil die Musik eigens auf die spezielle Inszenierung des Stücks durch den 
Regisseur abgestimmt und ausschließlich hierfür komponiert worden ist und aufgrund 
ihrer Ausgestaltung nicht allein, also ohne die schauspielerische Darstellung der ein-
zelnen Szenen, sinnvoll verwendbar ist. 
 
c) Im Rahmen eines Sprechtheaterstücks erklingende Musik, der keine mit dem 
Sprachwerk gleichberechtigte Rolle zukommt, ist Bühnenmusik im Sinne des § 1 
Buchst. a Satz 4 des Berechtigungsvertrags der GEMA. 
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2. BGB, StVG: Begriff der Primärverletzung 
Urteil vom 26.07.2022, Az: VI ZR 58/21 
Der Begriff der Primärverletzung bezeichnet die für die Erfüllung der Haftungstatbe-
stände des § 823 Abs. 1 BGB und des § 7 Abs. 1 StVG erforderliche Rechtsgutsverlet-
zung. Er enthält kein kausalitätsbezogenes Element. 
 
  

 

 


